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Juhalt: Bekanntmachung, betreffend das Bahnpolizei-Reglement für die Eiſenbahnen Deutſchlands. S. 289. — 
Bekanntmachung, betreffend Ergänzung der Vorſchriften über die Prüfung der Seeſchiffer und 
Seefteuerleute auf deutſchen Kauffahrteiſchiffen. S. 319. 


(Nr. 1627.) Bekanntmachung, betreffend das Bahnpolizei⸗Reglement für die Eiſenbahnen 
Deutſchlands. Vom 30. November 1885. 


ER Gemäßheit der vom Bundesrath in der Sitzung vom 26. November d. J. 
auf Grund der Artikel 42 und 43 der Reichsverfaſſung gefaßten Beſchlüſſe lautet 
der Text des Bahnpolizei⸗Reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands wie folgt: 


Bahnpolizei⸗ Reglement 
für die 


Eiſenbahnen Deutſchlands. 


I. Zuſtand, Unterhaltung und Bewachung der Bahn. 


SUR, 
Fahrbarer Zuſtand der Bahn. 

(1) Die Bahn iſt fortwährend in einem ſolchen baulichen Zuſtande zu 
halten, daß dieſelbe ohne Gefahr und, mit Ausnahme der in Reparatur befindlichen 
Strecken, mit der für die einzelnen Bahnſtrecken feſtgeſtellten größten zuläſſigen 
Geſchwindigkeit befahren werden kann. Diejenigen Bahnſtrecken, welche zeitweiſe 
nicht mit der ſonſt für dieſelben zugelaſſenen Geſchwindigkeit befahren werden dürfen, 
ſind als ſolche durch beſtimmte, vom Zuge aus ſichtbare Signale zu bezeichnen. 

(2) Die Bahnhöfe und Halteſtellen ſind durch Signale geſchloſſen zu halten 
und nur für die Einfahrt oder Durchfahrt der Züge zu öffnen (ſiehe $. 46 Abſ. 1). 
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(3) Strecken, welche wegen Ausführung von Auswechſelungen, Reparaturen, 
geöffneter Drehbrücken u. ſ. w. oder aus ſonſtigem Grunde unfahrbar ſind, müſſen 
in genügender Entfernung von den betreffenden Stellen und während der ganzen 
Dauer der Unfahrbarkeit, auch wenn kein Zug erwartet wird, durch Signale 
abgeſchloſſen werden. 


§. 2. 
Freihaltung der Geleiſe und Normalprofil. 


(1) Sämmtliche Geleiſe, auf denen Züge bewegt werden, find derartig von 
baulichen Anlagen und lagernden Gegenſtänden frei zu halten, daß mindeſtens 
das Normalprofil des lichten Raumes — für die freie Bahn nach Anlage A, 
für die Bahnhöfe und Halteſtellen nach Anlage B — vorhanden iſt. 

(2) Die bis zu 50 Millimeter über Schienenoberkante hervortretenden unbe⸗ 
weglichen Gegenſtände müſſen außerhalb des Geleiſes im Allgemeinen mindeſtens 
150 Millimeter von der Innenkante des Schienenkopfes entfernt bleiben; bei 
unveränderlichem Abſtande derſelben von der Fahrſchiene darf dies Maaß auf 
135 Millimeter eingeſchränkt werden. Innerhalb des Geleiſes muß ihr Abſtand 
von der Innenkante des Schienenkopfes mindeſtens 67 Millimeter betragen, 
jedoch kann dieſer Abſtand bei Zwangsſchienen allmälig bis auf 41 Millimeter 
eingeſchränkt werden. In gekrümmten Strecken mit Spurerweiterung muß der 
Abſtand der innerhalb des Geleiſes hervortretenden unbeweglichen Gegenſtände von 
der Innenkante des Schienenkopfes um den Betrag der Spurerweiterung größer 
ſein, als die vorgenannten Maaße. 

(3) Inwieweit Abweichungen vom Normalprofil des lichten Raumes zu 
geſtatten ſind, beſtimmt der Bundesrath. 

() An Ladegeleiſen, welche nicht von durchgehenden Zügen befahren werden, 
kann nach Art ihrer Benutzung eine Einſchränkung des Normalprofils von der 
Aufſichtsbehörde zugelaſſen werden. 


F. 3. 


Vorrichtungen zur Sicherung der Weichen, beweglichen Brücken und 
Bahnkreuzungen, Schiebebühnen und Drehſcheiben. 


(1) Weichen, welche außerhalb der Bahnhöfe und Halteſtellen liegen und 
nicht für gewöhnlich verſchloſſen gehalten werden, ſind durch Signale zu decken. 
Werden ſolche Weichen für gewöhnlich verſchloſſen gehalten, ſo muß mindeſtens 
ihre Stellung durch geeignete Signale kenntlich gemacht ſein. 

(2) Die Stellvorrichtung der erſten am Eingange eines Bahnhofes oder 
einer Halteſtelle liegenden Weiche, welche von ankommenden Zügen gegen die 
Zungenſpitze befahren wird, muß mit der Vorrichtung zum Stellen der Signale 
am Abſchlußtelegraphen in einer derartigen gegenſeitigen Abhängigkeit ſtehen, daß 
das Fahrſignal an letzterem nur gegeben werden kann, nachdem dieſe Weiche für 
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den vorgeſchriebenen Weg geſtellt ift, und daß die Weiche nicht umgeſtellt werden 
kann, ſo lange das Fahrſignal ſteht. 

(3) Alle übrigen in den Hauptgeleiſen der Bahnhöfe und Halteſtellen 
(F. 46 Abf. 4) liegenden Weichen müſſen, ſofern ſie nicht ebenfalls mit den 
optiſchen Fahrſignalen in gegenſeitigem Abhängigkeitsverhältniß ſtehen, mit beſon⸗ 
deren Signalen verbunden ſein, welche die jedesmalige Stellung der Weichen 
kenntlich machen. 

(4) Auf die württembergiſchen Bahnen findet die Beſtimmung im Abſatz 3 
bis auf Weiteres nur mit den Modifikationen Anwendung, welche das dort 
beſtehende Weichenſyſtem nach dem Ermeſſen der Königlich württembergiſchen 
Aufſichtsbehörde erfordert. 

(5) Die Landesaufſichtsbehörde iſt ermächtigt unter Zuſtimmung des 
Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amts Abweichungen von der Beſtimmung im Abſatz 2, 
namentlich für Bahnhöfe mit weniger bedeutendem Verkehr und Halteſtellen zu⸗ 
zulaſſen. 

(ei Bewegliche Brücken find nach beiden Richtungen durch Signale ab⸗ 
zuſchließen, welche mit der Verriegelungsvorrichtung der Brücke dergeſtalt in gegen- 
feitiger Abhängigkeit ſtehen, daß das Fahrſignal nur bei genauer und völlig 
ſicherer Feſtſtellung der Brücke erſcheinen kann. 

(7) In den Hauptgeleiſen ſind Schiebebühnen mit verſenkten Geleiſen un⸗ 
zuläffig, Drehſcheiben nur in beſonderen Fällen mit Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde zuläſſig. 

(8) Bahnkreuzungen in gleicher Ebene der Schienen außerhalb der Stationen 
ſind durch Signale nach jeder Richtung zu ſichern. 


F. 4. 
Einfriedigungen der Bahn. 


(1) Einfriedigungen müſſen da angelegt werden, wo die gewöhnliche Bahn⸗ 
bewachung nicht hmreicht, um Menſchen oder Vieh vom Betreten der Bahn 
abzuhalten. 

(2) Zwiſchen der Eiſenbahn und Wegen, welche unmittelbar neben derſelben 
in gleicher Ebene oder höher liegen, ſind Schutzwehren erforderlich. Als ſolche 
können nach näherer Beſtimmung der Landespolizeibehörde auch Gräben mit 
Seitenaufwurf angeſehen werden. 

(3) Die Uebergänge in gleicher Ebene mit der Bahn müſſen mit ſtarken, 
leicht ſichtbaren Barrieren in angemeſſener Entfernung von der Mitte des nächſten 
Bahngeleiſes verſehen ſein. Zum Zweck der Benutzung durch Fußgänger können 
neben den Barrieren Drehkreuze angebracht ſein. Für iſolirt gelegene, lediglich 
den Fußgängern dienende Niveauübergänge kann die Landesaufſichtsbehörde anſtatt 
der Barrieren Drehkreuze oder ſich ſelbſt verſchließende Fallthüren zulaſſen. 

(4) Für den Abſtand der geöffneten Barrierenflügel von den Geleiſen ſind 
die Beſtimmungen des F. 2 zu beachten. 
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(5) Die Zugbarrieren müſſen auch mit der Hand geöffnet und geſchloſſen 
werden können. Jeder Uebergang mit Zugbarrieren erhält eine Glocke, mit 
welcher vor dem Schließen der Sperrbäume zu läuten iſt. Zugbarrieren mit 
einem mechaniſchen Zuge von mehr als 50 Meter Länge ſind auf Uebergänge für 
wenig frequente Straßen zu beſchränken und müſſen von dem bedienenden Wärter 
überſehen werden können. 

(e) In angemeſſener Entfernung vor den Wegeübergängen müſſen Warnungs⸗ 
tafeln aufgeſtellt ſein, welche zugleich die Stelle des Weges bezeichnen, wo Fuhr⸗ 
werke, Reiter und Viehherden anhalten müſſen, wenn die Barrieren geſchloſſen ſind. 


F. 5. 
Bewachung der Bahn. 


(1) Die Bahn muß ſo lange bewacht werden, als noch Züge oder einzeln 
fahrende Lokomotiven zu erwarten ſtehen. 

(2) Sämmtliche Bahnſtrecken müſſen durch die Wärter täglich mindeſtens 
dreimal revidirt werden. Ausnahmen hiervon können für einzelne Bahnlinien mit 
geringer Frequenz von der Aufſichtsbehörde zugelaſſen werden. Gefahrdrohende 
Stellen ſind ſtändig zu bewachen. 

(3) Bei Reviſion iſt insbeſondere auch auf die Dienſtfähigkeit der Weichen 
zu achten. 

(1) Die Uebergangsbarrieren find ſpäteſtens drei Minuten vor Ankunft des 
Zuges zu ſchließen. Eine Abkürzung dieſer Friſt bedarf der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde und der Zuſtimmung der Landespolizeibehörde. 

(5) Die Barrieren von Privatwegen, welche nicht beſonders bewacht werden, 
find unter Verſchluß zu halten (ſiehe §. 58). 

(6) Die Barrieren der Niveauübergänge mit geringem Verkehr können mit 
Genehmigung der Landespolizeibehörde geſchloſſen gehalten werden und ſind auf 
Verlangen der Paſſanten zu öffnen. Zu dieſem Behufe erhält jede dieſer Barrieren, 
einſchließlich der Zugbarrieren, einen Glockenzug, mittelſt deſſen das Oeffnen von 
den Paſſanten verlangt wird. 

(2) Die Uebergänge in gleicher Höhe der Schienen über Stationsgeleiſe 
ſind zu bewachen. 

(s) Der Barrierendienſt kann, wenn derſelbe von dem Dienſt der Geleis⸗ 
überwachung getrennt iſt, auch weiblichen Perſonen anvertraut werden. 

() Im Dunkeln ſollen, fo lange die Barrieren geſchloſſen find, die Ueber- 
gänge von Chauſſeen, Kommunalſtraßen oder Vizinalſtraßen erleuchtet ſein. Das⸗ 
ſelbe gilt von ſämmtlichen Zugbarrieren, ſoweit ſie nicht mit Genehmigung der 
Landespolizeibehörde geſchloſſen gehalten werden. 

(10) Auf den Stationen find bei Dunkelheit mindeſtens eine halbe Stunde 
vor Ankunft und beziehungsweiſe Abfahrt eines jeden zur Perſonenbeförderung 
beſtimmten Zuges die Perrons und Anfahrten zu erleuchten. 
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F. 6. 
Abtheilungszeichen, Neigungszeiger und Markirzeichen. 

() Die Bahn muß mit Abtheilungszeichen verſehen ſein, welche bei Tage 
vom Zuge aus deutlich zu erkennen find und Entfernungen von ganzen und 
1 Kilometer angeben. 

(2) An den Wechſelpunkten der Gefälle müſſen Neigungszeiger aufgeſtellt 
ſein, an denen die Neigungen der Bahn und die Längen der betreffenden Strecken 
deutlich erkennbar anzugeben ſind. 

(3) Zwiſchen zuſammenlaufenden Schienenſträngen muß ein Markirzeichen 
angebracht fein, welches die Grenze angiebt, wieweit in jedem Bahngeleiſe Fahr⸗ 
zeuge vorgeſchoben werden dürfen, ohne den Durchgang anderer Fahrzeuge auf 
dem anderen Geleiſe zu hindern. 


II. Zuſtand, Unterhaltung und Reviſion der Betriebsmittel. 
F. 7. 
Zuſtand der Betriebsmittel. 


Die Betriebsmittel müſſen fortwährend in einem ſolchen Zuſtande gehalten 
werden, daß die Fahrten mit der größten für dieſelben zuläſſigen Geſchwindigkeit 
(§. 8 Abſ. 1 und $. 26) ohne Gefahr ſtattfinden können. 


$. 8. 


Einrichtung der Lokomotiven. 


(1) Für jede Lokomotive iſt nach Maßgabe ihrer Bauart eine Geſchwindig⸗ 
keit vorzuſchreiben, welche in Rückſicht auf die Sicherheit niemals überſchritten 
werden darf. Dieſe Maximalgeſchwindigkeit muß an der Maſchine angezeichnet ſein. 

(2) An jedem Lokomotivkeſſel muß ſich eine Einrichtung zum Anſchluß eines 
Kontrolmanometers befinden, durch welches die Belaſtung der Sicherheitsventile 
und die Richtigkeit der Federwaagen und Manometer geprüft werden kann. 

(3) Jede Lokomotive muß verſehen fein: 

1. mit mindeſtens zwei zuverläſſigen Vorrichtungen zur Speiſung des 
Keſſels, welche unabhängig von einander in Betrieb geſetzt werden 
können, und von denen jede für ſich während der Fahrt im 
Stande ſein muß, das zur Speiſung erforderliche Waſſer zuzuführen. 
Eine dieſer Vorrichtungen muß außerdem geeignet ſein, beim 
Stillſtande der Lokomotive den Waſſerſtand im Keſſel auf der 
normalen Höhe zu erhalten; 

2. mit mindeſtens zwei von einander unabhängigen Vorrichtungen 
zur zuverläſſigen Erkennung der Waſſerſtandshöhe im Innern des 
Keſſels. Bei einer dieſer Vorrichtungen muß die Höhe des Waſſer⸗ 
ſtandes vom Stande des Führers ohne beſondere Proben fort⸗ 
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während erkennbar und eine in die Augen fallende Marke des 
zuläſſig niedrigſten Waſſerſtandes angebracht fein; 

3. mit wenigſtens zwei vorſchriftsmäßigen Sicherheitsventilen, von 
welchen das eine ſo eingerichtet ſein ſoll, daß die Belaſtung des⸗ 
ſelben nicht über das beſtimmte Maaß geſteigert werden kann. 
Die Konſtruktion dieſer Sicherheitsventile iſt derartig einzurichten, 
daß denſelben eine vertikale Bewegung von 3 Millimeter möglich iſt 

4. mit einer Vorrichtung (Manometer), welche den Druck des Dampfes 
zuverläſſig und ohne Anſtellung beſonderer Proben fortwährend 
erkennen läßt. Auf den Zifferblättern der Manometer muß die 
größte zuläſſige Dampfſpannung durch eine in die Augen fallende 
Marke bezeichnet fein; 

5. mit einer Dampfpfeife. 


F. 9. 
Reviſion der Lokomotiven und Tender. 


(1) Lokomotiven dürfen erſt in Betrieb geſetzt werden, nachdem ſie einer 
techniſch⸗polizeilichen Prüfung unterworfen und als ſicher befunden ſind. Die 
bei der Reviſion als zuläſſig erkannte Dampfſpannung über den Druck der äußeren 
Atmoſphäre, ſowie der Name des Fabrikanten der Lokomotive und des Keſſels, 
die laufende Fabriknummer und das Jahr der Anfertigung müſſen in leicht er⸗ 
kennbarer und dauerhafter Weiſe an der Lokomotive bezeichnet ſein. 

(2) Ueber die von den Lokomotiven und den Tendern zurückgelegten Wege 
ſind Regiſter zu führen. Jede Lokomotive und jeder Tender iſt von Zeit zu Zeit 
einer gründlichen Reviſion zu unterwerfen. Dieſe Reviſion hat bei neuen oder 
mit neuen Keſſeln verſehenen Lokomotiven zu erfolgen, bevor ſie in Betrieb ge⸗ 
nommen werden. Die Nevifton iſt nach jeder größeren Keſſelreparatur, niemals 
jedoch ſpäter als nach drei Jahren zu wiederholen. Bei Gelegenheit dieſer 
Reviſion, welche ſich auf alle Theile der Lokomotive erſtrecken muß, iſt der 
Lokomotivkeſſel vom Mantel zu entblößen, mit Waſſer zu füllen und mittelſt 
einer Druckpumpe zu probiren. 

(3) Hinſichtlich der bei dieſen Proben anzuwendenden Größe des Druckes 
wird beſtimmt, daß die Prüfung für eine Dampfſpannung von nicht mehr als 
fünf Atmosphären Ueberdruck mit dem zweifachen Betrage der zuläffigen Maximal⸗ 
Dampfſpannung, bei einer Dampfſpannung von mehr als fünf Atmoſphären mit 
einem Druck, welcher die zuläſſige Maximal⸗Dampfſpannung um fünf Atmoſphären 
überfteigt, ſtattfinden ſoll. Für diejenigen Lokomotiven, welche bei dem Inkraft⸗ 
treten dieſer Beſtimmungen bereits vorhanden ſind, verbleibt es bei dem Maximal⸗ 
druck, welcher bei der erſten Prüfung Anwendung gefunden hat, ſofern der letz⸗ 
tere niedriger iſt, als der vorſtehend vorgeſchriebene. 

(4) Keſſel, welche bei dieſer Probe ihre Form bleibend ändern, dürfen in 
dieſem Zuſtande nicht wieder in Dienſt genommen werden. 
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(5) Bei jeder Probe iſt zugleich die Ventilbelaſtung und die Richtigkeit 
des Manometers zu prüfen. 

(6) Längſtens acht Jahre nach Inbetriebſtellung des Lokomotivkeſſels muß 
eine innere Reviſion desſelben vorgenommen werden, bei welcher die Siederohre zu 
entfernen ſind. Nach ſpäteſtens je ſechs Jahren iſt dieſe Reviſion zu wiederholen. 

(7) Ueber die Lokomotivreviſtonen find Verhandlungen aufzunehmen, in 
denen die Ergebniſſe zu verzeichnen ſind. 

(s) In jedem Verwaltungsbezirke muß eine Vorrichtung vorhanden fein, 
mittelft welcher die Kontrolmanometer jederzeit durch Waſſerdruck geprüft werden 
können. 


F. 10. 
Bahnräumer, Aſchkaſten, Funkenfänger. 


(1) An der Stirnſeite der Lokomotiven und an der Rückſeite der Tender 
und Tenderlokomotiven müſſen Bahnräumer angebracht ſein. 

(2) Jede Lokomotive muß mit einem verſchließbaren Aſchkaſten und mit 
Vorrichtungen verſehen ſein, welche den Auswurf glühender Kohlen aus dem 
Aſchkaſten und dem Schornſtein zu verhüten beſtimmt ſind. 


Kita, 
Bremſen der Lokomotiven und Tender. 


() Tenderlokomotiven und Tender müſſen mit kräftigen, leicht zu hand⸗ 
habenden Bremſen verſehen ſein. 

(2) Diejenigen Lokomotiven, welche zur Beförderung von Perſonenzügen 
mit mehr als 60 Kilometer Geſchwindigkeit in der Stunde oder 1000 Meter in 
der Minute dienen, müſſen mit Vorrichtungen verſehen ſein, welche es ermög⸗ 
lichen, daß die Tenderbremſe ſowohl vom Heizer mit der Hand bedient, als auch 
zugleich mit den Wagenbremſen vom Führerſtande aus in Thätigkeit geſetzt 
werden kann. 

§. 12. 
Beſchaffenheit der Fahrzeuge und Kuppelungen. 


() Sämmtliche Wagen, mit Ausnahme der nur in Arbeitszügen laufenden, 
müſſen auf Federn ruhen, mit elaſtiſchen Zugapparaten und an jedem Ende mit 
elaſtiſchen Buffern verſehen ſein. 

(2) Sämmtliche Räder müſſen mit Spurkränzen verſehen fein. 

3) Die Stärke der Radreifen muß bei Lokomotiven und Tendern, Perſonen⸗, 
Poſt⸗ und Gepäckwagen mindeſtens 24 Millimeter, bei allen übrigen Fahrzeugen 
mindeſtens 20 Millimeter betragen, und zwar bei einer Entfernung von 66 Milli⸗ 
meter von der Innenkante des Radreifens gemeſſen. Bei Rädern, deren Reifen 
durch eine Befeſtigungsnuth in der Vertikalebene des Laufkreiſes geſchwächt iſt, 
müſſen noch an der ſchwächſten Stelle die bezeichneten Maaße innegehalten werden. 


— 296 — 


(4) Sämmtliche Fahrzeuge müſſen ſich in doppelter, von einander unabhän⸗ 
giger Weiſe ſo mit einander verbinden laſſen, daß beim Bruch irgend eines 
Theiles der angeſpannten Kuppelungsvorrichtung die Sicherheitskuppelung in 
Wirkſamkeit tritt. 

(5) Ob und unter welchen Bedingungen einzelne Theile der Hauptkuppelungs⸗ 
vorrichtung zugleich für die Sicherheitskuppelung verwendet werden dürfen, unter⸗ 
liegt der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

() Alle Kuppelungen und Verbindungsvorrichtungen müſſen, wenn fie 
herabhängen, beim niedrigſten zuläſſigen Bufferſtande noch mindeſtens 75 Milli⸗ 
meter von der Schienenoberkante entfernt bleiben. 

(7) Die mit mehr als 60 Kilometer Geſchwindigkeit in der Stunde oder 
1000 Meter in der Minute fahrenden Perſonenzüge müſſen mit durchgehenden 
Bremſen, d. h. ſolchen Bremſen verſehen ſein, welche gleichzeitig vom Lokomotiv⸗ 
führerſtande aus in Thätigkeit geſetzt werden können. 

(s) Die Bremſen eines mit durchgehender Bremſe verſehenen Zuges müſſen 
in der nach F. 13 erforderlichen Anzahl auch einzeln mit der Hand bedient 
werden können. 


F. 13. 
Zahl der Bremſen eines Zuges. 

(1) In jedem Zuge müſſen außer den Bremſen am Tender oder an der 
Lokomotive ſo viele kräftig wirkende Bremsvorrichtungen bedient ſein, daß durch 
die letzteren 
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der Räderpaare gebremſt werden kann. Bei dieſer Berechnung fich ergebende 
überſchießende Bruchtheile ſind hierbei als ein Ganzes zu rechnen. Züge, welche 
fahrplanmäßig ſowohl zur Güter- als auch zur Perſonenbeförderung beſtimmt 
ſind, ſowie Militärzüge ſind wie Perſonenzüge zu behandeln, wenn ihre Fahr⸗ 
geſchwindigkeit 45 Kilometer in der Stunde oder 750 Meter in der Minute über⸗ 
ſteigt, anderenfalls dagegen wie Güterzüge. 

(2) Bei Feſtſtellung der zu bremſenden Räderpaare eines Güterzuges iſt 
bezüglich der Geſammtzahl der Achſen wie der Bremsachſen eine unbeladene Achſe 
als halbe Achſe zu rechnen. 
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(3) Erſtreckt ſich zwiſchen zwei Stationen die ſtärkſte Neigung auf eine Bahn⸗ 
länge von weniger als 1000 Meter und kommt dieſe Neigung in derſelben Rich⸗ 
tung nur einmal vor, ſo iſt für die Berechnung der Bremſenzahl nicht dieſe, 
ſondern die nächſt geringere Neigung dieſer Strecke maßgebend. 

() Die Landesaufſichtsbehörde ift ermächtigt, unter Zuſtimmung des 
Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amts für die Bemeſſung der Zahl der zu bremſenden Räder⸗ 
paare anderweite Grundſätze zuzulaſſen. 

(5) Bei Güterzügen kann die Zahl der zu bedienenden Bremſen 

auf Neigungen bis 1:60 einſchließlich auf den ſechsten Theil und 
auf Neigungen von 1:60 ausſchließlich bis 1:40 einſchließlich auf 
den fünften Theil 
der Räderpaare herabgeſetzt werden, wenn 

1. die Fahrgeſchwindigkeit von 18 Kilometer in der Stunde oder 
300 Meter in der Minute nicht überſchritten wird, 

2. die Stärke des Zuges 80 Achſen nicht überſteigt und 

3. bei der Thalfahrt durch geeignete Kontrolapparate die Fahr⸗ 
geſchwindigkeit des Zuges genau feſtgeſtellt wird. 

(6) Bei Perſonenzügen von mehr als 60 Kilometer Fahrgeſchwindigkeit in 
der Stunde oder 1 000 Meter in der Minute find die nach Obigem erforderlichen 
gebremſten Räderpaare um eins zu vermehren. 

(7) Für Bahnſtrecken, welche ſtärkere Neigungen als 1:40 haben, ſind für 
das Bremſen der Züge von den Aufſichtsbehörden beſondere Vorſchriften zu 
erlaſſen. 

$. 14. 
Verſchluß und Beleuchtung der Perſonenwagen. 


() Die Thüren, welche ſich an den Langſeiten der Perſonenwagen befinden, 
müſſen mit mindeſtens doppelter, nur von der Außenſeite zu ſchließender Verſchluß⸗ 
vorrichtung verſehen ſein, von denen eine aus einem Vorreiber beſteht. Sämmt⸗ 
liche Thüren an den Perſonenwagen dürfen nur ſo verſchloſſen werden, daß das 
Oeffnen derſelben den im Wagen befindlichen Paſſagieren möglich iſt. 

(2) Im Innern der Perſonenwagen müſſen an den Thüröffnungen Schutz⸗ 
vorrichtungen gegen das Einklemmen der Finger angebracht ſein. 

(3) Die Perſonenwagen müſſen mit Vorrichtungen zur Beleuchtung derſelben 
im Innern verſehen ſein. 

$. 15. 
Signallaternenſtützen. 

(1) Sämmtliche Verfonen-, Poſt⸗ und Gepäckwagen, ſowie die als Schluß⸗ 
wagen laufenden Güterwagen müſſen mit den erforderlichen Laternenſtützen ver⸗ 
ſehen fein, welche fo anzubringen find, daß die aufgeſteckte Laterne entweder zur 
Seite des Wagens oder über die Decke desſelben hervorragt. 

Reichs ⸗Geſetz bl. 1885. 57 


— 298 — 


(2) Der Abſtand der Oberkante dieſer Stützen über Schienenoberkante darf 
im erſteren Falle höchſtens 3,000 Meter, im letzteren höchſtens 3,800 Meter be⸗ 
tragen, während die Mitte (Vertikalachſe) der Stützen im erſteren Falle höchſtens 
1,00 Meter, im letzteren höchſtens 1,200 Meter von der Mitte des Wagens entfernt 
ſein darf. 

(3) Die Laternenſtützen müſſen die Form einer abgeſtumpften Pyramide 
mit quadratiſchem Querſchnitt von im Lichten (us Meter oberer und 0,035 Meter 
unterer Länge und Breite bei (oe Meter Höhe derſelben haben und diagonal 
zur Achſe des Wagens geſtellt werden. Der größte Querſchnitt des Laternen⸗ 
kaſtens, deſſen Seitenflächen parallel den Wagenflächen liegen müſſen, darf nicht 
über 0,250 Meter Breite und (aen Meter Höhe betragen und derjenige des 
Laternenaufſatzes (Schornſtein) nur 0,140 Meter Breite und 0/120 Meter Höhe haben. 


STT 
Bedeckung der Güterwagen. 

Alle mit leicht feuerfangenden Gegenſtänden beladenen Güterwagen müſſen 
mit einer ſicheren Bedeckung verſehen ſein, ſoweit nicht Ausnahmen durch das 
Betriebs⸗Reglement geftattet find. 

F. 17. 
Reviſion der Wagen. 

Jeder Wagen iſt von Zeit zu Zeit einer gründlichen Reviſion zu unter, 
werfen, bei welcher die Achſen, Lager und Federn abgenommen werden müſſen. 
Dieſe Reviſion hat ſpäteſtens zwei Jahre nach der erſten Ingebrauchnahme oder 
nach der letzten Reviſion zu erfolgen, bei den Perſonen⸗, Gepäck⸗ und Poſtwagen 
jedoch ſpäteſtens nach jedesmaliger Zurücklegung eines Weges von 30 000 Kilometer. 


$. 18. 
Bezeichnung der Wagen. 
(1) Jeder Wagen muß Bezeichnungen haben, aus welchen zu erſehen iſt: 
a) die Eiſenbahn, zu welcher er gehört; 
b) die Ordnungsnummer, unter welcher er in den Werkſtätten und 
Reviſionsregiſtern geführt wird; 
e) das eigene Gewicht einſchließlich der Achſen und Räder und aus⸗ 
ſchließlich der loſen Inventarienſtücke, 
d) das Ladegewicht und die Tragfähigkeit; 
e) die Länge des Radſtandes; 
) das Datum der letzten Reviſion. 
(2) Die Bezeichnungen zu a bis d find bei der im F. 17 vorgeſchriebenen 
periodiſchen Reviſion der Wagen, ſowie außerdem bei jeder geeigneten Gelegenheit, 
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insbeſondere nach größeren Reparaturen und bei Auswechſelung von Wagenachſen 
einer erneuten Prüfung und erforderlichenfalls der Berichtigung zu unterziehen. 

(3) Jeder Perſonenwagen muß mit Merkmalen verſehen ſein, welche dem 
Reiſenden das Auffinden der Wagenklaſſe wie der benutzten Wagenabtheilung 
erleichtern. 

(%) Außerdeutſchen Bahnen zugehörige Wagen können von der Verwaltung 
der anſchließenden deutſchen Bahn, ſofern dieſelben von der übernehmenden Ver⸗ 
waltung für betriebsſicher erachtet, ohne Rückſicht auf die Beſtimmungen der 
§§. 17 und 18 in den Betrieb genommen und auf andere deutſche Bahnen über⸗ 
geführt werden. Durch Staatsverträge in dieſer Beziehung getroffene Beſtim⸗ 
mungen werden hierdurch nicht berührt. 


N. 
Mitführung von Geräthſchaften zur Beſeitigung von Schäden 
am Zuge. 
In jedem Zuge müſſen diejenigen Geräthſchaften vorhanden fein, vermittelſt 


welcher die während der Fahrt an dem Zuge vorgekommenen Beſchädigungen 
zum Zweck der Weiterfahrt thunlichſt beſeitigt werden können. 


III. Handhabung des Betriebes. 


F. 20. 
Stationsnamen und Uhren. 


(1) Der Name der Station muß am Stationsgebäude oder an anderer 
geeigneter Stelle in einer für die Reiſenden in die Augen fallenden Weiſe an⸗ 
gebracht ſein. 

(2) Auf jeder Station muß an einer dem Publikum ſichtbaren Stelle eine 
Uhr angebracht ſein, welche nach der den veröffentlichten Fahrplänen entſprechenden 
(Orts- oder Normal-) Zeit geſtellt iſt und täglich regulirt werden muß. Auf 
rößeren Bahnhöfen müſſen die Zeitangaben ſowohl von dem Zugange zu dem⸗ 
ſelben, als von den Zügen bei Tage und auch im Dunkeln erkennbar ſein. 

(3) Die Zugführer, Lokomotivführer, Bahnmeiſter und Bahnwärter müſſen 
im Dienſte beſtändig eine richtig gehende Uhr bei ſich tragen. 


$. 21. 
Rechtsfahren der Züge. 
() Auf doppelgeleiſigen Bahnſtrecken ſollen die Züge das in ihrer Fahrt⸗ 
richtung rechts liegende Geleiſe befahren. 
(2) Bereits beſtehende Ausnahmen dürfen bis auf Weiteres beibehalten 
werden. 
5 
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(3) Von der beſtehenden Fahrweiſe ſind Ausnahmen zuläſſig: 
1. nach vorgängiger Verſtändigung zwiſchen benachbarten Stationen: 

a) bei Geleisſperrungen, 

b) für Arbeitszüge, 

e) mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde zwiſchen einer Station 
und einer auf der anſchließenden freien Bahnſtrecke liegenden 
Einmündungsweiche eines Anſchlußgeleiſes; 

2. unter Verantwortlichkeit des dienſtthuenden Stationsbeamten: 

a) auf Stationen, 

b) für Hülfslokomotiven, 

e) für Lokomotiven, welche zum Nachſchieben eines Zuges gedient 
haben. 

wr; 
Schieben der Züge durch Lokomotiven. 


() Das Schieben von Zügen, an deren Spitze ſich eine führende Lokomotive 
nicht befindet, iſt, ſofern nicht von der Aufſichtsbehörde weitere Einſchränkungen 
beſtimmt werden, in folgenden Fällen geſtattet: 

a) bei langſamen Rückwärtsbewegungen des Zuges auf den Stationen 
oder in Nothfällen; 

b) bei Arbeitszügen und — unter den von der Aufſichts behörde 
feſtgeſtellten Bedingungen — bei Zügen nach benachbarten Gruben 
oder ſonſtigen gewerblichen Anlagen unter Innehaltung der im 
§. 26 dafür zugelaſſenen Geſchwindigkeit. 

(2) Das Nachſchieben der Züge mit Lokomotiven an der Spitze iſt nur 
zuläſſig: 

zum Erſteigen ſtark geneigter Bahnſtrecken und 

bei Ingangbringung der Züge in den Stationen. 


§. 23. 
Stärke der Züge. 


Mehr als 150 Wagenachſen ſollen in keinem Eiſenbahnzuge laufen. Per⸗ 
ſonenzüge ſollen nicht über 100 Wagenachſen ſtark ſein. Militärzüge und ſolche 
Güterzüge, welche fahrplanmäßig zur Perſonenbeförderung mitbenutzt werden, 
dürfen mit Rückſicht auf ihre geringe Geſchwindigkeit ausnahmsweiſe bis 
110 Wagenachſen ſtark ſein. 

98 2 


Fahrt der Lokomotive mit dem Tender voran. 


() Die Fahrt mit dem Tender voran iſt nur unter Beobachtung der im 
§. 26 Abſatz 7 dafür zugelaſſenen Geſchwindigkeit bei allen Zügen geſtattet. 
(2) Bei Tenderlokomotiven fällt die vorerwähnte Beſchränkung fort. 
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8 28 
Abfahrt der Züge. 

() Züge, zu welchen auch einzeln fahrende Lokomotiven zu rechnen ſind, 
dürfen nur mit Exlaubniß des dienſtthuenden Stationsbeamten von einer Station 
abfahren und einander nur in Stationsabſtand folgen. 

(2) Kein zur Beförderung von Perſonen beſtimmter Zug darf vor der im 
veröffentlichten Fahrplan bekannt gegebenen Zeit die Station verlaffen. 

(3) Die Abfahrt darf nicht erfolgen, bevor alle auf den Langſeiten der 
Wagen befindlichen Wagenthüren geſchloſſen ſind und das für die Abfahrt 
beſtimmte Signal gegeben iſt. 

(+) Das Oeffnen der nach außen aufſchlagenden Thüren an den Langſeiten 
der Wagen iſt während der Fahrt nur in Fällen dringenden Bedürfniſſes zuläſſig 
und darf bei zweigeleiſigen Bahnen nur nach der äußeren Seite des Geleiſes 
erfolgen. 

$. 26. 
Fahrgeſchwindigkeit. 

(1) Die größte zuläffige Fahrgeſchwindigkeit der Züge wird für horizontale 
wie für Strecken mit Neigungen bis 1: 200 einſchließlich und Krümmungen von 
nicht weniger als 1000 Meter Halbmeſſer im Allgemeinen: 

für Perſonenzüge auf 75 Kilometer in der Stunde oder 1 250 Meter 
in der Minute, 

für Güterzüge auf 45 Kilometer in der Stunde oder 750 Meter in 
der Minute, 

für Arbeitszüge: 

a) im Allgemeinen auf 30 Kilometer in der Stunde oder 500 Meter 
in der Minute, 

b) wenn die ſämmtlichen in denſelben laufenden Wagen den Beſtim⸗ 
mungen im F. 12 entſprechen, auf 45 Kilometer in der Stunde 
oder 750 Meter in der Minute 

feſtgeſetzt. 

(2) Unter beſonders günſtigen Verhältniſſen kann für Perſonenzüge mit 
Genehmigung der Auffichtsbehörde eine größere Geſchwindigkeit bis zu 90 Kilo- 
meter in der Stunde oder 1 500 Meter in der Minute zugelaſſen werden. 

(3) Auf Bahnſtrecken, welche ſtärkere Neigungen als 1: 200 und Krümmungen 
von weniger als 1000 Meter Halbmeſſer haben, müſſen die Geſchwindigkeiten 
angemeſſen verringert werden. Dem Zugperſonal find dieſe Strecken unter An⸗ 
gabe der zuläſſigen Geſchwindigkeiten zu bezeichnen. 

(4) Perſonenzüge, welche durch Lokomotiven befördert werden, deren ſämmt⸗ 
liche Achſen vor der Feuerbuchſe liegen und welche nicht mit Vorrichtungen zur 
Verhütung des Schlingerns verſehen ſind, dürfen im Allgemeinen nicht ſchneller 
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als 45 Kilometer in der Stunde oder 750 Meter in der Minute fahren, jedoch 
ſind mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde größere Geſchwindigkeiten zuläſſig. 

(5) Züge, welche geſchoben werden, ohne daß ſich an ihrer Spitze eine 
führende Lokomotive befindet, dürfen höchſtens mit einer Geſchwindigkeit von 
24 Kilometer in der Stunde oder 400 Meter in der Minute fahren. 

(6) Die größte Geſchwindigkeit einzeln fahrender Lokomotiven mit dem 
Schornſtein voran wird im Allgemeinen auf 40 Kilometer in der Stunde oder 
666,67 Meter in der Minute und für Lokomotiven, welche für Beförderung von 
Perſonenzügen konſtruirt ſind, ſofern deren Achſen nicht ſämmtlich vor der Feuer⸗ 
buchſe liegen, auf 50 Kilometer in der Stunde oder 833,33 Meter in der Minute 
feſtgeſetzt. Größere Geſchwindigkeiten können mit Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde geſtattet werden. 

() Lokomotiven mit dem Tender voran dürfen nicht ſchneller als 36 Kilo⸗ 
meter in der Stunde oder 600 Meter in der Minute fahren, einerlei, ob die- 
ſelben Züge befördern oder einzeln fahren (fiehe §. 24). 

(8) Bei den Probefahrten der Lokomotiven kann von den die Fahr⸗ 
geſchwindigkeit einzeln fahrender Lokomotiven beſchränkenden Vorſchriften Abſtand 
genommen werden. 


(o) Langſamer muß gefahren werden: 
a) wenn Hinderniſſe auf der Bahn bemerkt werden; 


b) durch Weichen, wenn dieſelben gegen die Spitze befahren werden 
und nicht verriegelt oder verſchloſſen find, und über Drehbrüden; 


e) wenn das Signal zum Langſamfahren gegeben wird; 

d) bei der Einfahrt aus Haupt- in Zweigbahnen und umgekehrt, 
ſowie überhaupt bei dem Uebergange aus einem Geleiſe in das 
andere. 


In allen dieſen Fällen muß ſo langſam gefahren werden, als die Umſtände 
zur Vorbeugung einer möglichen Gefahr es erfordern. 


S Ze 
Ueberfahren von Bahnkreuzungen. 


(1) Bahnkreuzungen in gleicher Ebene der Schienen außerhalb der Stationen 
dürfen von den Zügen erſt paſſirt werden, nachdem die letzteren vorher zum 
Stillſtande gebracht find und von den Aufſichtsbeamten die Erlaubniß zum Paſſiren 
ertheilt iſt. 

(2) Bei der Kreuzung einer Hauptbahn durch eine Bahn untergeordneter 
Bedeutung genügt es, wenn im Einverſtändniß mit der Aufſichtsbehörde die Ver⸗ 
pflichtung des Anhaltens vor der Durchkreuzung lediglich den Zügen der letzteren 
Bahn auferlegt wird. 
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$. 28. 
Beſchaffenheit der Betriebsmittel in ſchnellfahrenden Perſonenzügen. 
Bei denjenigen Perſonenzügen, bei welchen eine Geſchwindigkeit von mehr 
als 60 Kilometer in der Stunde oder 1000 Meter in der Minute zur Anwendung 
kommen ſoll, müſſen ſich die Betriebsmittel in einem vorzugsweiſe tüchtigen Zu- 
ſtande befinden. Außerdem müſſen die Fahrzeuge unter ſich, ſowie mit dem Tender 
jo feſt gekuppelt fein, daß ſämmtliche Zug⸗ und Bufferfedern etwas angeſpannt find. 


$. 29. 
Vorrang der ſchnellfahrenden und Extrazüge. 
Die ſchnellfahrenden Züge, ſowie die Extrazüge der Allerhöchſten und 


Höchſten Herrſchaften haben behufs beſonders pünktlicher Beförderung überall den 
Vorrang vor den anderen Zügen. 


F. 30. 
Beförderung von Gütern mit Perſonenzügen. 


() Die Beförderung von Gütern mit den Perſonenzügen iſt nur unter 
folgenden Bedingungen zuläſſig: 

a) das Auf⸗ und Abladen von Gütern, ebenſo wie das An- und 
Abſchieben von Güterwagen darf niemals Veranlaſſung zur Ver⸗ 
längerung des Aufenthalts auf den Stationen fein, inſofern nicht 
als ſicher angenommen werden kann, daß die entſtehende Ver⸗ 
ſpätung durch raſcheres Fahren innerhalb der feſtgeſetzten Ge⸗ 
ſchwindigkeitsgrenze bis zur nächſten Anſchluß⸗ oder bis zur End⸗ 
ſtation wieder beſeitigt werden wird; 

b) die Mitnahme von Güterwagen darf eine Verlängerung der plan⸗ 
mäßigen Fahrzeit nicht herbeiführen 

e) die Reiſenden dürfen durch die Mitbeförderung von Gütern in 
keiner Weiſe beläſtigt werden. 

(2) Inwieweit Eilgut mit den Perſonenzügen befördert werden darf, bei 
welchen eine Geſchwindigkeit von mehr als 60 Kilometer in der Stunde oder 
1000 Meter in der Minute zur Anwendung kommen ſoll, beſtimmt die Aufſichts⸗ 
behörde. 


F. 31. 
Beförderung von Perſonen mit Güterzügen. 


Wenn es im Intereſſe des Lokalverkehrs wünſchenswerth erſcheint, kann 
mit den Güterzügen auch Perſonenbeförderung ſtattfinden; jedoch darf deshalb keine 
Beſchleunigung derſelben über die für ſolche zugelaſſene Geſchwindigkeit eintreten. 


$. 32. 
Fahrbericht der Zugführer. 
Jeder Zugführer hat einen Fahrbericht zu führen, in welchem die Abgangs⸗ 
und Ankunftszeiten auf den einzelnen Anhaltepunkten und außergewöhnliche Vor⸗ 
kommniſſe genau zu verzeichnen ſind. 


$. 33. 
Bildung und Reviſion der Züge. 

(1) Bei Bildung eines Zuges muß forgfältig darauf gehalten werden, daß 
die im F. 13 vorgeſchriebene Anzahl bedienter Bremſen ſich in ſelbigem befindet 
und daß letztere angemeſſen vertheilt ſind. Bei einer ſtärkeren Neigung als 
1: 200 in einer zuſammenhängenden Länge von über 1 000 Meter muß der 
letzte Wagen eine bediente Bremſe haben, hinter demſelben kann ausnahmsweiſe 
bei Güterzügen noch ein reparaturbedürftiger leerer Wagen eingeſtellt werden, ſofern 
derſelbe zwar lauffähig iſt, aber inmitten des Zuges nach Art feiner Beſchädigung 
nicht eingeſtellt werden kann. 

(2) Ferner ſind die Wagen unter ſich und der Tender mit dem nächſt⸗ 
folgenden Wagen in doppelter Weiſe gehörig zu verkuppeln ($. 12 Abſ. 4 und 5), 
die Zugleine, ſoweit dieſelbe nach §. 48 Abſatz 2 erforderlich iſt, anzubringen, die 
Verbindungen der etwa vorhandenen durchgehenden Bremſe (§. 12 Abſ. 7) her⸗ 
zuftellen, die Belaſtung in den einzelnen Wagen thunlichſt gleichmäßig zu ver⸗ 
theilen, die nöthigen Signale anzubringen und das Innere der zur Beförderung 
von Perſonen benutzten Wagen für die Fahrt in der Dunkelheit und in den 
Tunneln, zu deren Durchfahrung mehr als zwei Minuten gebraucht werden, an⸗ 
gemeſſen zu erleuchten. 

(5) In den Perſonenzügen müſſen die Zughaken ſoweit zuſammengezogen 
ſein, daß die Federbuffer der Wagen im Zuſtande der Ruhe ſich berühren ($. 28). 
In Zügen, welche fahrplanmäßig ſowohl zur Güter⸗ als auch zur Perſonenbeförde⸗ 
rung beſtimmt ſind, dürfen beladene Langholzwagen und ſonſtige Wagen mit 
ungewöhnlicher Kuppelung nicht unmittelbar vor und auch nicht unmittelbar hinter 
die Perſonenwagen geſtellt werden. 

(+) Bevor der Zug die Abgangsſtation verläßt, iſt derſelbe zu revidiren und 
darauf zu achten, daß die über die Bildung der Züge gegebenen Vorſchriften 
gehörig befolgt ſind. Dieſe Reviſion iſt unterwegs bei jeder Veränderung in der 
Zuſammenſetzung des Zuges und ſo oft der Aufenthalt es geſtattet, zu wiederholen. 


F. 34. 
Schutzwagen und Poſtwagen. 


() In jedem zur Beförderung von Perſonen beſtimmten Zuge, deſſen 
Fahrgeſchwindigkeit 45 Kilometer in der Stunde oder 750 Meter in der Minute 
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überſteigt, hat der erſte Wagen des Zuges als Schutzwagen zu dienen und darf 
als ſolcher nicht mit Reiſenden beſetzt werden. Bei den mit geringerer Geſchwindig— 
keit fahrenden derartigen Zügen iſt letzteres mit der Beſchränkung geſtattet, daß 
mindeſtens die vordere Abtheilung des betreffenden Wagens von Reiſenden frei⸗ 
gehalten wird. 

(2) Bei der dem Poſtwagen zu gebenden Stellung iſt, ſoweit der Bahn⸗ 
betrieb dies geſtattet, auf die Bedürfniſſe des Poſtdienſtes Rückſicht zu nehmen, 
ebenmäßig iſt die Verwendung des Poſtwagens als Schutzwagen thunlichſt zu 
vermeiden. 

$. 35. 
Extrazüge. 

(1) Extrazüge dürfen nicht befördert werden, wenn die Bahn nicht voll⸗ 
ſtändig bewacht, der Zug den Bahnwärtern nicht vorher ſignaliſirt und der nächſten 
Station ordnungsmäßig gemeldet iſt. 

(2) Ausnahmen find nur in den im §. 45 näher bezeichneten Fällen 
zuläſſig. 

F. 36. 
Arbeitszüge. 

(1) Arbeitszüge dürfen nur auf beſtimmte Anordnung der mit der Leitung 
des Betriebes betrauten verantwortlichen oberen Beamten oder deren Vertreter und 
in feſt abgegrenzten Zeiträumen auf der Bahn fahren. 

(2) Die Vorſteher der beiden angrenzenden Stationen müſſen von der 
Bewegung ſolcher Züge Kenntniß erhalten. Dies gilt auch von einzelnen 
Materialien⸗Transportwagen und Dräſinen, welche durch Menſchenkräfte bewegt 
werden; dieſelben müſſen einem verantwortlichen Begleiter unterſtellt ſein und 
mindeſtens / Stunde vor der zu erwartenden Ankunft eines Zuges von dem Fahr⸗ 
geleiſe desſelben entfernt werden. Auf Stationen müſſen die Fahrgeleiſe vor 
Ertheilung der Erlaubniß zum Einfahren von allen Fahrzeugen geräumt ſein. 


Së 
Schneepflüge. 

(1) Schneepflüge oder Wagen zum Brechen des Glatteiſes dürfen nicht 
vor die Lokomotiven fahrplanmäßiger Züge geſtellt werden. Wo das Bedürfniß 
eintritt, werden dieſe Schneepflüge oder Wagen dem Zuge in entſprechendem 
Abſtande mit beſonderen Lokomotiven vorausgeſchickt. 

(2) Feſt mit der Zuglokomotive verbundene Schneepflüge, welche nicht auf 
beſonderen Rädern gehen, ſind zuläſſig. 

$. 38. 
Mitfahren auf der Lokomotive. 

Ohne Erlaubniß der dazu bevollmächtigten Beamten darf außer den durch 
ihren Dienſt dazu berechtigten Beamten niemand auf der Lokomotive mitfahren. 

Reichs ⸗Geſetzbl. 1885. 58 


— 306 — 


ie, DÄ 
Stillſtehende Lokomotiven und Wagen. 


(1) Bei angeheizten Lokomotiven ſoll, fo lange fie ſtill ſtehen, der Regulator 
geſchloſſen, die Steuerung in Ruhe geſetzt und die Bremſe angezogen ſein. Die 
Lokomotive muß dabei ſtets unter ſpezieller Aufſicht ſtehen. 

(2) Stehende, nicht mit einer Lokomotive verbundene Wagen ſind zur Ver⸗ 
meidung unbeabſichtigter Bewegung mittelſt Vorlagen, Bremſen oder anderer 
Vorrichtungen ſo feſtzuſtellen, daß ſie nicht in Bewegung geſetzt werden können. 


$. 40. 
Zugſignale. 

(1) Jeder geſchloſſen fahrende Zug muß mit Signalen verſehen fein, welche 
bei Tage den Schluß, bei Dunkelheit aber die Spitze und den Schluß desſelben 
erkennen laſſen; gleiches gilt für einzeln fahrende Lokomotiven. 

(2) Am Schluſſe eines jeden im Dunkeln fahrenden Zuges muß außerdem 
ein nach hinten und nach vorn leuchtendes Laternenſignal angebracht ſein. 

(3) Jeder Ingangſetzung der Lokomotiven muß ein Achtungsſignal vor⸗ 
hergehen. 

(J) Einzeln fahrende Lokomotiven und Arbeitszüge werden wie andere Züge 
ſignaliſirt. 

(5) Auch Dräſinen und Materialien⸗Transportwagen ($. 36 Abſ. 2) auf 
freier Bahn müſſen im Dunkeln angemeſſen beleuchtet ſein. 


F. 41. 
Signale auf freier Screcke. 
Auf der Bahn muͤſſen folgende Signale gegeben werden können: 
1. die Bahn iſt fahrbar, 
2. der Zug ſoll langſam fahren, 
3. der Zug ſoll halten. 
SDR 
Signale des Zugperſonals. 
Die Zugführer, Schaffner und Bremſer müſſen ein Nothſignal an den 
Lokomotivführer geben können. 
$. 43. 
Signale des Lokomotivpperſonals. 
Die Lokomotivführer müſſen folgende Signale geben können: 
1. Achtung geben, 
2. Bremſen anziehen, 
3. Bremſen loslaſſen. 


— Eesen 
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F. 44. 
Elektriſche Verbindungen. 


(1) Der Dienſt mit dem elektromagnetiſchen Telegraphen wird nach be⸗ 
ſonderer von der Eiſenbahnverwaltung oder Aufſichtsbehörde erlaſſenen Inſtruktion 
gehandhabt; es müſſen durch denſelben Depeſchen von Station zu Station gegeben 
und ſämmtliche Wärter zwiſchen je zwei Stationen von dem Abgange der Züge 
benachrichtigt werden können. 

(2) Die Signale 

1. der Zug geht nicht ab, 
2. es ſoll eine Hülfslokomotive kommen, 
dürfen nicht mittelſt optiſcher, ſondern müſſen mittelſt elektriſcher Telegraphen 
erfolgen. 
r (3) Zum Herbeirufen von Hülfslokomotiven müſſen die Züge mit tragbaren 
Apparaten verſehen oder an geeigneten Stellen elektriſche Apparate aufgeſtellt fein 


F. 45. 
Signaliſirung nicht fahrplanmäßiger Züge. 

(1) Nicht fahrplanmäßige Züge oder einzeln fahrende Lokomotiven müſſen 
in der Regel durch ein Signal an dem in der einen oder anderen Richtung zu⸗ 
nächſt vorhergehenden Zuge den Bahnwärtern, Arbeitern und den in Seitenbahnen 
haltenden Zügen zur Nachachtung angekündigt werden. 

(2) Kann eine ſolche Signaliſirung nicht ftattfinden, fo dürfen nicht fahr- 
planmäßige Züge oder einzelne Lokomotiven nur abgelaſſen werden, wenn eine 
bezügliche Verſtändigung der beiden betreffenden Stationen ſtattgefunden hat und 
die Wärter zeitig vorher von dem Abgange derſelben durch elektromagnetiſche 
Signale benachrichtigt ſind. 

(3) Von den vorſtehenden Beſtimmungen kann — unter perſönlicher Ver⸗ 
antwortlichkeit des Stationsvorſtehers oder des ſonſt zuſtändigen Betriebsbeamten — 
abgeſehen werden bei Hülfszügen, welche aus Anlaß von Eiſenbahnunfällen, Feuers⸗ 
brünſten oder ſonſtigen derartigen Ereigniſſen plötzlich erforderlich werden. Die⸗ 
ſelben dürfen nur mit einer Geſchwindigkeit von höchſtens 30 Kilometer in der 
Stunde (500 Meter in der Minute) gefahren werden. 


§. 46. 
Weichen in Hauptgeleiſen und Signaliſirung einfahrender Züge. 
(1) Bevor das Signal zur Ein⸗ oder Durchfahrt für den ankommenden 
Zug gegeben wird und vor der Abfahrt eines jeden Zuges iſt nachzuſehen, ob 
die Bahnſtränge, welche der Zug zu durchlaufen hat, frei und die betreffenden 
Weichen richtig geftellt find (che §. 1 Abſ. 2). 
58° 
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(2) Auf denjenigen Stationen, auf welchen eine direkte mündliche Ver⸗ 
fländigung zwiſchen dem dienſtthuenden Stationsbeamten und dem Wärter am 
Abſchlußtelegraphen nicht möglich iſt, oder auf welchen eine Verbindung des 
Wärterpoſtens am Abſchlußtelegraphen mit der Station durch elektriſche Block— 
apparate oder Sprechapparate oder auf irgend einem anderen mechaniſchen oder 
elektriſchen Wege nicht beſteht, ſind von dem dienſtthuenden Stationsbeamten für 
die Einfahrt der Züge optiſche Signale am Perrontelegraphen zu geben. 

(3) Für die Weichen in den Hauptgeleiſen iſt eine normale Stellung als 
Regel vorzuſchreiben. 

(3) Zu den Hauptgeleiſen find alle diejenigen Geleiſe zu rechnen, welche in 
Ausführung des fahrplanmäßigen Fahrdienſtes von Bahnzügen durchfahren oder 
benutzt werden. 

$. 47. 
Signale an Waſſerkrahnen. 

Die Stellung der drehbaren Ausgußröhren der Waſſerkrahne ſoll im 
Dunkeln durch Signale kenntlich gemacht ſein. 


$. 48. 
Verſtändigung des Zugperſonals unter ſich. 

(1) Das Zugperſonal darf während der Fahrt nur einem, für die Ord⸗ 
nung und Sicherheit des Zuges vorzugsweiſe verantwortlichen Beamten unter⸗ 
geordnet und muß ſo vertheilt ſein, daß dadurch die Ueberſicht über den ganzen 
Zug mit Erkennung der Signale und die Verſtändigung des Wagenperſonals 
mit dem Lokomotivführer ermöglicht wird. 

(2) Bei allen Zügen muß eine mit der Dampfpfeife der Lokomotive oder 
mit einem Wecker an der Lokomotive verbundene Zugleine oder eine andere geeig⸗ 
nete Vorrichtung angebracht ſein, welche bei Perſonenzügen über den ganzen Zug 
und bei Güterzügen, wie bei Zügen, welche fahrplanmäßig ſowohl zur Güter⸗ 
als auch zur Perſonenbeförderung beſtimmt ſind, ſowie bei Militärzügen minde⸗ 
ſtens bis zum wachthabenden Fahrbeamten geführt ſein muß. 

(2) Bei Perſonenzügen, die mit ſolchen durchgehenden Bremſen ausgerüſtet 
ſind, welche bei einer Zugtrennung ſelbſtthätig in Wirkſamkeit treten, und die es 
außer dem Lokomotivführer auch dem wachthabenden Fahrbeamten und den Rei⸗ 
ſenden ermöglichen, den Zug zum Stehen zu bringen, darf von der Mitführung 
der Zugleine oder der dieſelbe erſetzenden anderen Vorrichtung (Abſ. 2) Abſtand 
genommen werden. 


$. 49. 
Maßregeln bei betriebsſtörenden Ereigniſſen. 


Wenn in Folge eines betriebsſtörenden Ereigniſſes ein Zug auf der Bahn 
liegen bleiben muß, ſind in der Richtung, aus welcher andere Züge ſich auf dem 


ge 
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verſperrten Geleiſe nähern könnten, ſichere Maßregeln zu treffen, durch welche ſolche 
Züge zeitig genug von dem Orte, wo der Zug liegt, in Kenntniß geſetzt werden. 


$. 50. 
Signalordnung. 


(1) Für die gemäß Së 40 bis 49 erforderlichen Signale find die Vor⸗ 
ſchriften der Signalordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands maßgebend. 

(2) Führen mehrere Bahnlinien neben einander her, ſo iſt den optiſchen 
Signalen an denſelben eine Stellung zu geben, welche der Lage der Bahnlinien 
zu einander entſpricht. 


$. 51. 
Stellung und Bedienung ſpitzbefahrener Weichen. 

(1) Jede Weiche, gegen deren Spitze fahrplanmäßige Züge fahren, muß 
während des Durchgangs des Zuges entweder verſchloſſen gehalten werden oder 
von einem Weichenſteller bedient ſein. 

(2) Den Weichenſtellern an der Einfahrt in größere Stationen oder Zweig—⸗ 
bahnen, ſowie an den auf freier Bahn gelegenen Ausweichungen, ebenfo den auf 
der Fahrt befindlichen Lokomotivführern, Heizern und Bremſern dürfen Geſchäfte, 
durch welche die ſorgfältige Wahrnehmung ihrer Funktionen beeinträchtigt werden 
könnte, nicht aufgetragen oder geſtattet werden. 


$. 52. a 
Bedienung und Führung der Lokomotiven. 

(1) Zur Bedienung der Lokomotive muß dieſelbe mit einem Führer und 
einem Heizer beſetzt ſein. 

(2) Die Führung der Lokomotiven darf nur ſolchen Perſonen übertragen 
werden, welche mindeſtens 21 Jahre alt und unbeſcholtenen Rufes ſind und ihre 
Befähigung als Lokomotivführer unter Beachtung der vom Bundesrath darüber 
erlaſſenen Vorſchriften nachgewieſen haben. 

(3) Die Heizer müſſen mit der Handhabung der Lokomotiven mindeſtens 
ſoweit vertraut ſein, um dieſelben erforderlichenfalls ſtill⸗ oder zurückſtellen zu 
können. 


IV. Beſtimmungen für das Publikum. 


§. 53. 
Allgemeine Beſtim mungen. 


Die Eiſenbahnreiſenden und das ſonſtige Publikum müſſen den allgemeinen 
Anordnungen nachkommen, welche von der Bahnverwaltung behufs Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ordnung innerhalb des Bahngebiets und beim Transport der 
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Perſonen und Effekten getroffen werden, und haben den dienſtlichen Anordnungen 
der in Uniform befindlichen oder mit einem Dienſtabzeichen oder mit einer beſonderen 
Legitimation verſehenen Bahnpolizeibeamten ($. 66) Folge zu leiſten. 


$. 54. 
Betreten der Bahnanlagen. 


(1) Das Betreten des Planums der Bahn, der dazu gehörigen Böſchungen, 
Dämme, Gräben, Brücken und ſonſtigen Anlagen iſt ohne Erlaubnißkarte nur der 
Aufſichtsbehörde und deren Organen, den in der Ausübung ihres Dienſtes befind- 
lichen Beamten der Staatsanwaltſchaften, Forſtſchutz⸗, Zoll⸗, Steuer⸗, Telegraphen⸗ 
und Polizeibeamten, ſowie den zur Rekognoszirung dienſtlich entſendeten Offizieren 
geſtattet; dabei iſt jedoch die Bewegung wie der Aufenthalt innerhalb der Fahr⸗ 
und Rangirgeleiſe zu vermeiden. Die bezeichneten Perſonen, ſowie die nach $. 55 
zum Betreten der dem übrigen Publikum nicht geöffneten Stations und Dienſt⸗ 
räume berechtigten Beamten haben, ſofern ſie nicht durch ihre Uniform als ſolche 
kenntlich ſind, ſich durch eine Beſcheinigung ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde auf 
Erfordern auszuweiſen. 

(2) Das Publikum darf die Bahn nur an den zu Ueberfahrten oder Ueber⸗ 
gängen beſtimmten Stellen überſchreiten, und zwar nur ſo lange, als die letzteren 
nicht durch Barrieren verſchloſſen ſind. Die mit Drehkreuzen oder ſich ſelbſt ver⸗ 
ſchließenden Fallthüren verſehenen Uebergänge ($. 4 Abſ. 3) dürfen nur paſſirt 
werden, wenn kein Zug in Sicht iſt. 

(3) In allen Fällen iſt jeder unnöthige Verzug zu vermeiden. 

(4) Die Gewährung von Erlaubnißkarten zum Betreten der vorſtehend 
bezeichneten Bahnanlagen bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

(5) Es iſt unterſagt, die Barrieren oder ſonſtigen Einfriedigungen eigenmächtig 
zu öffnen, zu überſchreiten oder zu überſteigen, oder etwas darauf zu legen oder 
zu hängen. 

$. 55. 
Betreten der Stationen. 


(1) Außerhalb der beſtimmungsmäßig dem Publikum für immer oder zeit- 
weiſe geöffneten Räume darf niemand die Station ohne Erlaubnißkarte betreten, 
mit Ausnahme der in Ausübung ihres Dienſtes befindlichen Chefs der Militär⸗ 
und Polizeibehörde, ſowie der im §. 54 gedachten und der Poſtbeamten. 

(2) Den Feſtungskommandanten, Fortifikationsoffizieren und den durch ihre 
Uniform als ſolche kenntlichen Fortifikationsbeamten iſt geſtattet, auch den Bahn⸗ 
körper wie die Stationen innerhalb des Feſtungsrayons zu betreten. 

(3) Für das Anhalten von Wagen behufs Aufnahme oder Abſetzung von 
Perſonen, ſowie zur Abholung oder Zufuhr von Gütern ſind nur die dafür 
beſtimmten Stellen auf den Vorplätzen der Stationen und auf den Plätzen an den 
Räumen für die Lagerung der Güter zu benutzen. 
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(4) Die Ueberwachung der Ordnung auf dieſen für die Fuhrwerke beſtimmten 
Plätzen ſteht den Bahnpolizeibeamten zu, inſofern in dieſer Beziehung nicht 
beſondere Vorſchriften ein Anderes beſtimmen. 


F. 56. 
Hinüberſchaffen von Gegenſtänden über die Bahn. 
Das Hinüberſchaffen von Pflügen und Eggen, ſowie von Baumſtämmen 


und anderen ſchweren Gegenſtänden über die Bahn darf, ſofern ſolche nicht 
getragen werden, nur auf Wagen oder untergelegten Schleifen erfolgen. 


8 
Betreten der Bahn durch Vieh. 
(1) Für das Betreten der Bahn und der dazu gehörigen Anlagen durch 
Vieh bleibt derjenige verantwortlich, welchem die Aufſicht über dasſelbe obliegt. 
(2) Das Treiben von größeren Viehherden über die Bahnübergänge iſt 
innerhalb zehn Minuten vor dem erwarteten Eintreffen eines Zuges nicht mehr 
geſtattet. 


$. 58. 
Benutzung von Privatübergängen. 
Privatübergänge dürfen nur von den Berechtigten unter den von der Auf 
ſichtsbehörde genehmigten Bedingungen benutzt werden. 


9. 59. 
Geſchloſſene Uebergänge. 


So lange die Uebergänge geſchloſſen ſind, müſſen Fuhrwerke, Reiter, Treiber 
von Viehherden und Führer von Laſtthieren bei den aufgeſtellten Warnungstafeln 
halten. Das Gleiche gilt, ſobald die Glocken an den mit Zugbarrieren verſehenen 
Uebergängen ertönen. Fußgänger dürfen ſich den geſchloſſenen Barrieren nähern, 
dieſelben aber nicht öffnen. 


$. 60. 
Bahnbeſchädigungen und Betriebsſtörungen. 


Alle Beſchädigungen der Bahn und der dazu gehörigen Anlagen, mit 
Einſchluß der Telegraphen, ſowie der Betriebsmittel nebſt Zubehör, imgleichen das 
Auflegen von Steinen, Holz und ſonſtigen Sachen auf das Planum, oder das 
Anbringen ſonſtiger Fahrhinderniſſe ſind verboten, ebenſo die Erregung falſchen 
Alarms, die Nachahmungen von Signalen, die Verſtellung von Ausweiche⸗ 
vorrichtungen und überhaupt die Vornahme aller, den Betrieb ſtörenden Handlungen. 


De, 


SR 
Verbot des Ein- und Ausſteigens während der Bewegung der Züge. 


Das Einſteigen in einen bereits in Gang geſetzten Zug, der Verſuch, ſowie 
die Hülfeleiſtung dazu, imgleichen das eigenmächtige Oeffnen der Wagenthüren 
oder Ausſteigen, während der Zug ſich noch in Bewegung befindet, iſt verboten. 


F. 62. 
Beſtrafung von Uebertretungen. 


Wer den Veſtimmungen der $$. 53 bis 61 und den nachfolgenden Beſtim⸗ 
mungen des Betriebs-Reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands zuwiderhandelt, 
welche alſo lauten: 


„Feuergefährliche Gegenſtände, ſowie alles Gepäck, welches Flüſſig 
keiten und andere Gegenſtände enthält, die auf irgend eine Weiſe 
Schaden verurſachen können, insbeſondere geladene Gewehre, Schieß⸗ 
pulver, leicht entzündbare Präparate und andere Sachen gleicher Eigen⸗ 
ſchaft, dürfen in den Perſonenwagen nicht mitgenommen werden. Das 
Eiſenbahndienſtperſonal iſt berechtigt, ſich in dieſer Beziehung die nöthige 
Ueberzeugung zu verſchaffen. 

Jägern und im öffentlichen Dienſte ſtehenden Perſonen iſt jedoch 
die Mitführung von Handmunition geſtattet.“ 


wird mit einer Geldſtrafe bis zu einhundert Mark beſtraft, ſofern nicht nach den 
allgemeinen Strafbeſtimmungen eine härtere Strafe verwirkt iſt. 


§. 63. 
Befugniſſe der Bahnpolizeibeamten. 


(1) Die Bahnpolizeibeamten find befugt, einen Jeden vorläufig feſtzunehmen, 
der auf der Uebertretung der im F. 62 gedachten Beſtimmungen betroffen oder 
unmittelbar nach der Uebertretung verfolgt wird und ſich über feine Perſon nicht 
auszuweiſen vermag. Derſelbe iſt mit der Feſtnahme zu verſchonen, wenn er 
eine angemeſſene Sicherheit beſtellt. Die Sicherheit darf den Höchſtbetrag der 
angedrohten Strafe nicht überſteigen. 

(2) Enthält die ſtrafbare Handlung ein Verbrechen oder Vergehen, ſo kann 
ſich der Schuldige durch eine Sicherheitsbeſtellung der vorläufigen Feſtnahme nicht 
entziehen. 

(3) Jeder Feſtgenommene ift ungeſäumt an die nächſte Polizeibehörde oder 
an den Staats- oder Polizeianwalt abzuliefern. 


a, —— 
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$. 64. 
Verfahren im Falle einer Feſtnahme. 


Den Bahnpolizeibeamten iſt geſtattet, die feſtgenommenen Perſonen durch 
Mannſchaften aus dem auf der Eiſenbahn befindlichen Arbeitsperſonal in Be 
wachung nehmen und an den Beſtimmungsort abliefern zu laſſen. In dieſem 
Falle bat der Bahnpolizeibeamte eine mit ſeinem Namen und mit ſeiner Dienſt⸗ 
qualität bezeichnete Feſtnehmungskarte mitzugeben, welche vorläufig die Stelle der 


— 


aufzunehmenden Verhandlung vertritt, die in der Regel an demſelben Tage, an 
dem die Uebertretung konſtatirt wurde, ſpäteſtens aber am Vormittage des 
folgenden Tages an die Polizeibehörde oder den Staats⸗ oder Polizeianwalt ein- 
geſendet werden muß. 


$. 65. N 
Aushang der Vorſchriften für den Perſonenverkehr. Beſchwerdebuch. 


Ein Abdruck der 58. 53 bis 65 dieſes Reglements und der F. 13, 14, 22 
Abſatz 2 und 5 und H. 23 des Betriebs⸗Reglements iſt in jedem Warteraum 
auszuhängen und ferner auf jeder Station ein dem Publikum zugängliches Be- 
ſchwerdebuch im Stationsbüreau auszulegen. 


v. Bahnpolizeibeamte. 


§. 66. 
Bezeichnung der Bahnpolizeibeamten. 
() Zur Ausübung der Bahnpolizei find zunächſt folgende Eiſenbahnbeamte 
berufen: 
1. Betriebsdirektoren und Oberingenieure, 
2. Oberbetriebsinſpektoren, 


3. Betriebsinſpektoren und Betriebs⸗Bauinſpektoren (Transport⸗ 
Oberinſpektoren, Transportinſpektoren und deren Affiftenten), 


4. Eiſenbahnbaumeiſter, Abtheilungsbaumeiſter und Ingenieure, 
5. Bahnkontrolöre und Betriebskontrolöre, 


ferner: 
6. Stationsvorſteher (Stationsmeiſter, Bahnhofsinſpektoren, Bahn⸗ 
hofsverwalter), 
7. Stationsaufſeher (Bahnhofsaufſeher) und Stationsaſſiſtenten (Bahn⸗ 
hofs⸗Inſpektionsaſſiſtenten), 
Reichs Gejegbl. 1885. 59 
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8. Bahnmeiſter und Hülfsbahnmeiſter, 
9. Weichenſteller (Weichenwärter, Stationswärter und Hülfsweichen⸗ 
wärter), ; 
10. Oberbahnwärter, Babnwärter (Brücken⸗, Schlag, Signal-, 
Streckenwärter) und Hülfsbahnwärter (Beiwärter), 
11. Oberzugmeiſter und Zugmeiſter (Zugführer, zugführende Schaffner, 
Oberſchaffner), 
12. Packmeiſter (Güterſchaffner, Gepäckſchaffner), 
13. Schaffner (Perſonenſchaffner, Kondukteure), 
14. Rangirmeiſter (Oberkoppler, Schirrmeiſter), 
15. Wagenwärter und Bremſer (Schmierer, Zugsöler), 
16. Thürhüter (Portiers, Perrondiener), 
17. Nachtwächter. 
(2) Die Bahnpolizeibeamten müſſen bei Ausübung ihres Dienſtes die 
vorgeſchriebene Dienſtuniform oder das feſtgeſtellte Dienſtabzeichen tragen oder 
mit einer Legitimation verſehen ſein. 


$. 67. 
Inſtruktion. 


Allen im F. 66 genannten Bahnpolizeibeamten, welche in der zur Siche⸗ 
rung des Betriebes erforderlichen Anzahl angeſtellt werden müſſen „ find von der 
Eiſenbahnverwaltung über ihre Dienſwerrichtungen und ihr gegenſeitiges Dienſt⸗ 
verhältniß ſchriftliche oder gedruckte Inſtruktionen zu ertheilen. 


F. 68. 
Befähigung. 


(1) Alle zur Ausübung der Babnpolizei berufenen Beamten müſſen min⸗ 
deſtens 21 Jahre alt und unbeſcholtenen Rufes ſein, leſen und ſchreiben können 
und die ſonſt zu ihrem beſonderen Dienſte erforderlichen Eigenſchaften beſttzen. 
Dieſe müſſen bezüglich der im $. 66 Nr. 6 bis 17 aufgeführten Bahnpolizei⸗ 
beamten den vom Bundesrath darüber erlaſſenen Beſtimmungen entſprechen. 

2) Die Bahnpolizeibeamten werden von der zuſtändigen Behörde vereidet. 
Sie treten alsdann in Beziehung auf die ihnen übertragenen Dienſtverrichtungen 
dem Publikum gegenüber in die Rechte der öffentlichen Polizeibeamten. 

(3) Die Offiziere und Mannſchaften der militäriſchen Formationen für 
Eiſenbahnzwecke ſind von obigen Vorſchriften über das Alter und die Beeidigung 
ausgeſchloſſen. 
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69. 
Pflichten gegen das Publikum. Perſonalakten. 

(1) Die Bahmpolizeibeamten haben dem Publikum gegenüber ein beſonnenes, 
anſtändiges und rückſichtsvolles Benehmen zu beobachten und ſich insbeſondere 
jedes herriſchen und unfreundlichen Auftretens zu enthalten. 

(2) Unziemlichkeiten find von dem Vorgeſetzten ſtreng zu rügen und nöthigen- 
falls durch angemeſſene Disziplinarſtrafen zu ahnden. 

(3) Diejenigen Bahnpolizeibeamten, welche ſich als zur Ausübung ihres 
Dienſtes ungeeignet zeigen, müſſen ſofort von der Verrichtung polizeilicher Zut, 
tionen entfernt werden. 

(à) Die Bahnverwaltung iſt verbunden, über jeden Bahnpolizeibeamten 
Perſonalakten anzulegen und fortzuführen. 


$. 70. 
Bezirk der Amtsthätigkeit. 

Die Amtswirkſamkeit der Bahnpolizeibeamten erſtreckt ſich ohne Rückſicht 
auf den ihnen angewieſenen Wohnſitz auf die ganze Bahn, die dazu gehörigen 
Anlagen und ſo weit, als ſolches zur Handhabung und Aufrechthaltung der für 
den Eiſenbahnbetrieb erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden Polizeiverordnungen 
erforderlich iſt. 

Sie 
Gegenſeitige Unterſtützung der Polizeibeamten. 

Die Staats- und Gemeindepolizeibeamten find verpflichtet, die Bahnpolizei⸗ 
beamten auf deren Erſuchen in der Handhabung der Bahnpolizei zu unterſtützen. 
Ebenſo ſind die Bahnpolizeibeamten verbunden, den übrigen Polizeibeamten bei 
der Ausübung ihres Amts innerhalb des im vorhergehenden Paragraphen bezeich— 
neten Gebiets Beiſtand zu leiſten, ſoweit es die den Bahnbeamten obliegenden 
beſonderen Pflichten zulaſſen. 


VI. Beaufſichtigung. 
1 
Aufſichtsbehörden. 
Die Aufſicht über die Ausführung der im Vorſtehenden zur Sicherung 
des Betriebes gegebenen Vorſchriften liegt ob: 

a) bei den unter Staatsverwaltung ſtehenden Eiſenbahnen den Eiſenbahn— 

direktionen, 
b) bei den unter Privatperwaltung ſtehenden Eiſenbahnen dem oberſten 

Betriebsdirigenten oder den Eiſenbahndirektionen und 
c) den Auffſichtsbehörden. 

8009 
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VII. Ausnahmebeſtimmungen. 


$. 73, 


() Inſofern auf einer Bahn einzelne in dieſem Reglement vorgeſchriebene 
Einrichtungen noch nicht beſtehen, auch ihre Herſtellung ohne beſondere Schwierig⸗ 
keiten bis zu dem im F. 74 beſtimmten Termine nicht zu bewirken iſt, können für 
deren Ausführung von der betreffenden Landesregierung mit Zuſtimmung des 
Reichs⸗Eiſenbahn-Amts angemeffene Friſten bewilligt werden. 

(2) Befriſtungen, welche bereits auf Grund des bisher gültigen Reglements 
bewilligt ſind, werden hiervon nicht berührt. 

(3) Für die an den Grenzen Deutſchlands gelegenen Strecken, welche von 
ausländiſchen Bahnverwaltungen betrieben werden, können Ausnahmen bezüglich 
dieſes Reglements von der betreffenden Landesregierung unter Zuſtimmung des 
Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amts bewilligt werden. 

() Das Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amt iſt ferner ermächtigt, für gewiſſe Züge und 
Zuggattungen einer Hauptbahn auf Antrag der zuſtändigen Landesregierung 
erleichternde Abweichungen von einzelnen Beſtimmungen dieſes Reglements zu⸗ 
zulaſſen. 


VIII. Schlußbeſtimmungen. 


F. 74. 


(1) Dieſes Reglement tritt mit dem 1. April 1886 an Stelle des bisher 
geltenden Bahnpolizei⸗Reglements in Kraft und findet Anwendung auf allen Eiſen⸗ 
bahnen Deutſchlands mit Ausnahme derjenigen, für welche nach der Entſchließung 
der zuſtändigen Landesbehörde mit Zuſtimmung des Reichs-Eiſenbahn-Amts die 
Bahnordnung für deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung maßgebend iſt. 

(2) Dasſelbe wird durch das Reichs⸗Geſetzblatt und das Centralblatt für 
das Deutſche Reich, ſowie außerdem von den Bundesregierungen publizirt. 

(3) Die von den Bundesregierungen oder Eiſenbahnverwaltungen erlaſſenen 
Ausführungsbeſtimmungen ſind dem Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amt mitzutheilen. 


Berlin, den 30. November 1885. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 


von Boetticher. 
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Normalprofil des lichten Raumes 
für die Eiſenbahnen Deutſchlands 


für die freie Bahn. 
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Anlage B. 


— geg 


Normalprofil des lichten Raumes 
für die Eiſenbahnen ODeutſchlands 


für die Bahnhöfe und Balteſtellen. 
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(Nr. 1628.) Bekanntmachung, betreffend Ergänzung der Vorſchriften über die Prüfung 
der Seeſchiffer und Seeſteuerleute auf deutſchen Kauffahrteiſchiffen vom 
25. September 1869. Vom 2. Dezember 1885. 


d 
dÉ Grund des F. 31 der Gewerbeordnung für das Deutſche Reich (Reichs— 
Geſetzbl. von 1883 S. 177) bat der Bundesrath beſchloſſen: 
dem F. 12 der Bekanntmachung, betreffend die Prüfung der Seeſchiffer 
und Seeſteuerleute auf deutſchen Kauffahrteiſchiffen, vom 25. September 
1869 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 660) die nachſtehende Zuſatzbeſtimmung hinzu⸗ 
zufügen: 
„Dieſe Vorſchrift findet auf Dampfſchiffe, welche zu Frachtfahrten 
auschließlich zwiſchen einem deutſchen Rheinhafen und der Themſe 
verwendet werden und zu deren Beſatzung ein für das Fahrwaſſer des 
Rheins ſachverſtändiger Rheinſchiffer gehört, bis auf Weiteres keine 
Anwendung“. 


Berlin, den 2. Dezember 1885. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Boetticher. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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